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Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, der CDU und der FDP

Verantwortungsvoll und gemeinsam eine Grundlage fir eine sachgerechte, ethisch verant-
wortliche und rechtssichere Anwendung von nicht-invasiven Pranataltests schaffen

Eine erwlinschte Schwangerschaft ist ein wundervolles Ereignis. Doch mit der guten Nachricht
werden gleichzeitig oft auch Sorgen, vor allem bei der schwangeren Person geweckt. Schaffe
ich das alles, wird alles gut gehen? Was, wenn das Kind nicht gesund ist oder eine Behinde-
rung hat? Wie kame ich, wie kame mein Umfeld damit klar?

Um bereits vor der Geburt mogliche Krankheiten oder Behinderungen des Kindes zu identifi-
zieren, bestehen derzeit verschiedene Moglichkeiten der vorgeburtlichen Vorsorgeuntersu-
chung. Neben bekannten und akzeptierten Untersuchungen wie zum Beispiel der
Ultraschalluntersuchung, die teilweise als Individuelle Gesundheitsleistung (IGel) mit Zuzah-
lungen verbunden ist, ist neben invasiver Pranataldiagnostik auch ein sogenannter nicht-inva-
siver Pranataltest (NIPT) auf Chromosomen-Abweichungen méglich. Mit ihm kann mittels
einer Blutprobe das Risiko fir Trisomie 13 und 18 und Trisomie 21, letzteres auch bekannt als
Down-Syndrom, bereits frih in der Schwangerschaft bestimmt werden. Im Juli 2022 ist der
NIPT durch den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) als Kassenleistung zugelassen wor-
den.

Voraussetzung fur die Kostenlibernahme des Tests durch die Krankenkassen ist, dass
Schwangere gemeinsam mit ihrer Gynakologin oder ihrem Gynékologen zur Uberzeugung
kommen, dass der Test in ihrer personlichen Situation notwendig ist. Allerdings bemangelt
u.A. der Berufsverband niedergelassener Pranatalmediziner e.V. eine unzureichende Informa-
tionsgrundlage in der Mutterschaftsrichtlinie fiir Arzt:innen und in der Versicherteninformation
zur Pranataldiagnostik fur Schwangere. In der Konsequenz besteht somit zum einen Unsicher-
heit dartiber, wann der Test zur Anwendung kommen sollte. Darin begrindet sich die Sorge,
dass Gynakolog:innen den Test eher zu oft als zu selten empfehlen, um sich rechtlich abzusi-
chern.

Zum anderen besteht Unsicherheit darGber, inwieweit die Aussagekraft des Testergebnisses
bezuglich des tatsachlichen Vorliegens einer Trisomie in der Praxis richtig verstanden wird.
Beim NIPT handelt es sich um ein Suchverfahren und nicht um ein Diagnoseverfahren. Das
Ergebnis des NIPT ist eine Wahrscheinlichkeitsangabe, keine gesicherte Diagnose. Ist das
Ergebnis negativ, kann eine Trisomie mit grofRer Sicherheit (Uber 99 Prozent) ausgeschlossen
werden. Aber gerade bei jingeren Schwangeren tritt die Option eines falsch-positiven Tester-
gebnisses haufiger auf und bedarf einer zusatzlichen diagnostischen Abklarung. Da der NIPT
von den Hersteller:innen jedoch als sicher beworben wird, ist zu beflrchten, dass Schwangere
und werdende Eltern ein auffalliges Ergebnis bereits als Diagnose Uber ihr werdendes Kind
verstehen und einen Schwangerschaftsabbruch im Rahmen der Fristenregelung erwagen.

In Bremen haben der Landesbehindertenbeauftragte, die Zentralstelle fir die Verwirklichung
der Gleichberechtigung der Frau und der ,Bremer Weg*“, ein Netzwerk aus Facharzt:innen,
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Schwangerenberatungsstellen und Kliniken, die Einfiihrung des NIPT als Kassenleistung fach-
kritisch verfolgt und vorlaufige Beobachtungen zusammengetragen. Demnach konnten sie in
Bremen u.A. eine Zunahme von risikoreicheren invasiven pranataldiagnostischen Untersu-
chungen zur Abklarung eines positiven NIPT-Befunds und eine 30 Prozent Quote von falsch-
positiven NIPT-Befunden feststellen. Zudem beobachten sie, dass der NIPT neuerdings im
Alltag der Schwangerenberatungsstellen eine grofere Rolle spielt, da er Ausloser fur einen
Beratungswunsch bzw. die Erlangung eines Beratungsscheins ist. Angesicht dieser von ihnen
als ,erschreckend® bewerteten vorlaufigen Beobachtungen und Zahlen sehen sie dringenden
Handlungsbedarf auf der Bundesebene.

In Nachbarlandern, in denen der NIPT bereits langer als Kassenleistung zugelassen ist, kom-
men bereits deutlich weniger Kinder mit Trisomie 21 zur Welt als statistisch erwartet. Medizi-
nische Verbande und Fachgesellschaften, Hebammen-, Wohlfahrts-, Beratungs- und
Behindertenverbande sowie kirchliche Institutionen teilen daher die Sorge, dass langfristig die
Stigmatisierung von Familien mit Kindern mit Trisomie 21 zunehmen und Unterstitzungsan-
gebote reduziert werden konnten. Es Iasst sich daher beflrchten, dass Schwangere unabhan-
gig von einer medizinischen Relevanz immer starker gesellschaftlich unter Druck geraten
konnten, den NIPT durchfiihren zu lassen bis hin zu dem Punkt, da er einer faktischen Rei-
henuntersuchung, vorrangig auf Trisomie 21, gleichkommt.

Es bedarf dringend einer begleitenden Evaluation der Kassenzulassung des NIPT, insbeson-
dere im Hinblick auf die Anwendung in der Praxis, die begleitende Beratung und die Folgen
der Anwendung. Zudem bedarf es einer breiten gesellschaftlichen und politischen Aufmerk-
samkeit und Auseinandersetzung mit dem Thema. Die Kassenzulassung des NIPT ist auf der
Grundlage medizin-technischer Daten erfolgt. Ein Thema von solcher Tragweite bedarf aber
einer breiten gesellschaftlichen und politischen Auseinandersetzung Nach wie vor fehlen Ant-
worten auf grundsatzliche Fragen: Was soll alles untersucht und mitgeteilt werden dirfen und
zu welchem Zweck?

Das weitgehende Selbstbestimmungsrecht der Frau Uber das Austragen oder den Abbruch
einer Schwangerschaft ist ein hohes Gut in unserer Gesellschaft und die individuellen Ent-
scheidungen von Schwangeren respektieren wir. Damit einher geht jedoch der Auftrag, Rah-
menbedingungen zu schaffen, die flr die Schwangeren eine maoglichst freie Entscheidung
zulassen. Gegenwartig mussen die Entscheidungen fur oder gegen die Inanspruchnahme ei-
nes NIPT und fUr oder gegen eine invasive Abklarungsuntersuchung oder einen Abbruch nach
einem auffalligen NIPT-Ergebnis nicht nur vor dem Hintergrund einer unzureichenden Bera-
tungsgrundlage, sondern auch vor dem Hintergrund unserer Leistungsgesellschaft, die ,Funk-
tionieren und ,Selbstverwirklichung® predigt, getroffen werden. Die Entscheidung fiir ein Kind
mit Behinderung ist vor allem deswegen so schwierig, weil unsere Gesellschaft die Sorge flr
ein behindertes Kind trotz aller Anspriche an Inklusion immer noch nicht als gemeinsame
Leistung begreift, sondern die Eltern vielfach allein kdmpfen lasst. Diese Lebensrealitat er-
zeugt viel Druck auf Schwangere und werdende Eltern bei der Entscheidungsfindung.

Klar ist, die Konsequenz aus der Kassenzulage des NIPT darf nicht individualisiert und zu
einem Problem der Schwangeren, einer Frage nach guter oder schlechter Beratung gemacht
werden. Die Konsequenz ist als ein gesellschaftliches Problem zu verstehen und als solches
einer Ubergeordneten Losung zuzufuhren. Diese Auseinandersetzung muss jetzt stattfinden.
Denn klar ist ebenfalls, die Kassenfinanzierung des NIPT auf Trisomien wird der Turoffner fir
weitere Antrage auf Kassenfinanzierung von Tests auf andere genetische Auffalligkeiten sein.
Auch mit Blick darauf bedarf es dringend einer Grundlage flir eine sachgerechte, ethisch ver-
antwortliche und rechtssichere Anwendung von nicht-invasiven Pranataltests!
Beschlussempfehlung:

Die Burgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, eine Bundesratsinitiative
zu ergreifen, mit der die Bundesregierung aufgefordert wird,



1. ein Monitoring zur Umsetzung und zu den Folgen des Beschlusses der Kas-
senzulassung von nicht-invasiven Pranataltests zu implementieren, durch das
zeitnah belastbare Daten zu verschiedenen Aspekte erhoben und ausgewer-
tet werden (z.B. zu der in der Mutterschaftsrichtlinie geforderten ausfihrlichen
medizinischen Beratung Schwangerer vor und nach der Inanspruchnahme ei-
nes NIPT, zu Bedarfen und Angeboten nicht-medizinischer Beratungsange-
bote und zur Qualitat ihre Vernetzung, zur Inanspruchnahme des NIPT sowie
deren Grinde, zur Inanspruchnahme einer anschlielenden invasiven Abkla-
rung und zur Entwicklung der Geburtenrate von Kindern mit Trisomie 21);

2. ein interdisziplindres Expert:innengremium einzusetzen, das die rechtlichen,
ethischen und gesundheitspolitischen Grundlagen der Kassenzulassung des
NIPT zu prifen hat. Das Gremium soll den Bundesgesetzgeber fachlich hin-
sichtlich der Schaffung einer sachgerechten, ethisch verantwortlichen und
rechtssicheren Grundlage fur das Angebot und den Zugang zu vorgeburtli-
chen genetischen Tests ohne therapeutische Handlungsoptionen beraten.
Hierbei sind insbesondere auch die Qualitatskriterien der in der Mutterschafts-
richtlinie geforderten ausfiihrlichen medizinischen Beratung in den Blick zu
nehmen.

Die Blrgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf,

3. auf Grundlage des Monitorings und der Arbeit des Gremiums das Thema Um-
setzung und Folgen des Beschlusses der Kassenzulassung von nicht-invasi-
ven Pranataltests in die Konferenzen der Gesundheitsminister:innen der
Lander, der Gleichstellungs- und Frauenminister:innen der Lander und der Ar-
beits- und Sozialminister:innen der Lander einzubringen.
Birgitt Pfeiffer, Antje Grotheer, Ute Reimers-Bruns, Mustafa Glingér und Fraktion der SPD
Maja Tegeler, Nelson Janfen, Olaf Zimmer, Sofia Leonidakis und die Fraktion DIE LINKE

llona Osterkamp-Weber, Dr. Henrike Miiller, Bjérn Fecker und Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN

Sigrid Gronert, Sina Dertwinkel, Heiko Strohmann und Fraktion der CDU

Lencke Wischhusen und Fraktion der FDP



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/1806
	Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der CDU und der FDP


